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Einführung zum Bauturbo
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• § 246e BauGB (sowie die Spezialvorschriften in den §§ 31 und 34 BauGB) 

erfüllen eine langjährige Forderung der Städte und Gemeinden.

• Das Gebot des Einfügens, die Grundzüge der Planung sowie das Planerfordernis 

am Ortsrand bzw. im „Außenbereich im Innenbereich“ werden dadurch  

suspendiert.

• Wichtig: Dies steht unter dem Vorbehalt eines echten 

Zustimmungserfordernisses der Gemeinde.

• Die Herausforderung besteht darin, die Zustimmung vor dem Hintergrund 

sinnvoller städtebaulicher Entwicklungs- und Ordnungsvorstellungen zu 

treffen.

Einführung zum Bauturbo

Der Bauturbo: Chance und Herausforderung für die Städte und Gemeinden
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Vorstellung Baugesetzbuch-Änderung / Bauturbo
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Themenübersicht  Videopodcast

▶ Einführung

▶ Vorstellungen der BauGB-Änderungen / Bauturbo 0:06:35

• Erleichterte Festsetzungen zum Immissionsschutz 0:08:25

• Erleichterung von Befreiungen von Bebauungsplänen 0:17:55
Abweichen vom Gebot des Einfügens
Zustimmung der Gemeinde

• Abweichungen vom Planungsrecht (Bauturbo) 0:43:30

• Verlängerung der Regelungen für Gebiete 
mit angespanntem Wohnungsmarkt 0:59:30

• Landesverteidigung 1:00:20

▶ Erste Empfehlungen 1:00:55

▶ Zusammenfassung und Fazit 1:15:00

Zeit
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Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung

• 09.10.2025: Beschluss des Bundestages, BT-Ds. 21/2109

• 29.10.2025: Verkündung des Gesetzes vom 27.10. 25 im Bundesgesetzblatt Teil 1 

• 30.10.2025: Inkrafttreten

Vorstellung Baugesetzbuch-Änderung / Bauturbo
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▶ Themen:

• Erleichterte Festsetzungen zum 

Immissionsschutz und 

Planerhaltungsregelung (§§ 9 + 216a)

• Erleichterung von 

Befreiungen von Bebauungsplänen, 

Abweichungen vom Gebot des 

Einfügens (§§ 31 + 34),

Zustimmung der Gemeinde (§ 36a)

• Abweichungen vom Planungsrecht

(„Bauturbo“ § 246e)

• Verlängerung von Regelungen für 

Gebiete mit angespanntem 

Wohnungsmarkt (§§ 201a + 250)

• Landesverteidigung (§§ 37 + 37a)



Erleichterte Festsetzungen 

zum Immissionsschutz 

10



§ 9 Inhalt des Bebauungsplans
(1) Im Bebauungsplan können aus städtebaulichen Gründen festgesetzt werden:

23. Gebiete, in denen

a) zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne nach § 3 Absatz 1 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes

aa) bestimmte Werte zum Schutz vor Geräuschimmissionen nicht überschritten 

werden dürfen, wobei in begründeten Fällen Abweichungen von den Vorgaben  

der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 1998 (GMBl

S. 503), die zuletzt durch Verwaltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 

08.06.2017 B5) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zulässig 

sind, oder

bb) bestimmte Geräuschemissionskontingente nicht überschritten werden dürfen 

oder 

cc) bestimmte Luft verunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt verwendet 

werden dürfen,

(...)

24. die von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen und ihre Nutzung, die 

Flächen für besondere

Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und 

sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum 

Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher 

Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen, 

einschließlich von Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

durch Geräusche, wobei die Vorgaben des Immissionsschutzrechts und 

Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 23 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa

unberührt bleiben;
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Umsetzung Koalitionsvertrag: 

Erleichterung von Schallschutzfestsetzungen

Erweiterung der Festsetzungsmöglichkeiten um

• Immissionswerte,

• Emissionskontingente

(auch jenseits des bisherigen Gliederungs-

erfordernisses § 1 Abs. 4 BauNVO) und

Zulässigkeit von Abweichungen von der TA Lärm 

in begründeten Fällen (Abwägung!)

rechtsverbindliche Festsetzung der nach 

städtebaulichen Vorstellungen tolerierbaren 

Höchstgrenzen für Immissionen

▶ Bewältigung von Lärmkonflikten in 

gewachsenen Siedlungsbereichen 

▶ erleichterte Bebauung von Brachflächen oder 

Baulücken, Weiterentwicklung von vormals 

gewerblich oder industriell genutzten Gebieten 

(Nachverdichtung/ Innenentwicklung) 



§ 9 Inhalt des Bebauungsplans
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1. Festsetzung von bestimmten Immissionswerten

• Zielsetzung des Gesetzgebers: 

Heranrücken von Wohnbebauung an Gewerbe; Planung neuer Gemengelagen

• Festsetzung von Zaunwerten

• Festsetzung von Zwischenwerten bei Gemengelagen

• Gebietstypik des Baugebiets muss gewahrt bleiben

• Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse (MU-Werte: 63/45) als Maßstab



§ 9 Inhalt des Bebauungsplans
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2. Zulässigkeit von Abweichungen von der TA Lärm in begründeten Fällen

• gilt nicht nur für Wohnbebauung

• Öffnungsklausel umfassend: Immissionswerte, Immissionsorte, Berechnungs-

modalitäten (z. B. Abstellen auf Innenraumpegel möglich)

• Abwägende Überschreitung auch der Werte der TA Lärm

• In begründeten Fällen:

• bestehende und neue Gemengelagen

• besondere städtebauliche Begründung: Innenverdichtung/Innenentwicklung, 

fehlende Alternativen, besondere Lagevorteile einer Wohnbebauung

• bereits vorhandene Vorbelastung über Werten der TA Lärm 

(Bestandsplanung/Nachverdichtungsplanung)

• Umnutzung bislang gewerblich genutzter Gebiete

• bei Bewältigung von Lärmkonflikten in gewachsenen Siedlungsbereichen



§ 216a Unwirksamkeit von Bebauungsplänen mit Abweichungen 
von der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
(1) Erweist sich ein Bebauungsplan mit Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 23 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, 

die von der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm abweichen, durch gerichtliche Entscheidung als unwirksam, 

nachdem ein Wohnbauvorhaben entsprechend diesen abweichenden Festsetzungen verwirklicht wurde, entscheiden 

die zuständige Bauaufsichts- und die zuständige Immissionsschutzbehörde im Einvernehmen über die Anordnung von 

lärmmindernden Maßnahmen nach dem Bauordnungsrecht oder dem Immissionsschutzrecht, die zur Wahrung 

gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse erforderlich sind. Kann ein Einvernehmen nicht erreicht werden, entscheidet 

die höhere Verwaltungsbehörde. Ist eine geräuschemittierende Anlage betroffen, welche im Wege einer das Bau- und 

Immissionsschutzrecht konzentrierenden Planfeststellung oder Plangenehmigung genehmigt wurde, entscheidet in 

Bezug auf diese Anlage die Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsbehörde im Benehmen mit der zuständigen 

Bauaufsichts- und der zuständigen Immissionsschutzbehörde. Dabei ziehen die zuständigen Behörden sämtliche 

Maßnahmen zur Lärmminderung an der Schallquelle, auf dem Ausbreitungsweg und an der schutzbedürftigen 

Wohnnutzung in Betracht. In Bezug auf den baulichen Bestand, der auf Grundlage der von der Technischen Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm abweichenden unwirksamen Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 23 Buchstabe a 

Doppelbuchstabe aa errichtet wurde, ist die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm insoweit nicht anzuwenden. 

(2) An geräuschemittierende Anlagen, die sich vor dem Hinzutreten des Wohnbauvorhabens nach Absatz 1 Satz 1 bereits 

in Betrieb befanden, dürfen Anforderungen nach Absatz 1 nur gestellt werden, wenn diese zumutbar sind und sich die 

Gemeinde, der Vorhabenträger des Wohnbauvorhabens oder ein anderer Eigentümer oder Nutzungsberechtigter zur 

Übernahme der hierdurch entstehenden Kosten verpflichtet. Weitergehende Anforderungen zum Schutz oder zur 

Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche in Bezug auf die auf Grundlage der unwirksamen 

Festsetzungen hinzugetretene bauliche Nutzung aufgrund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind 

ausgeschlossen. 

(3) Anstelle von Anordnungen nach Absatz 1 und 2 können zur Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch 

vertragliche Vereinbarungen nach § 11 getroffen werden. 

(4) Die Möglichkeit der Gemeinde, den Bebauungsplan im ergänzenden Verfahren nach § 214 Absatz 4 zu heilen, bleibt 

unberührt.

14

Fehlerfolgenregelung: 

für den Fall, dass der 

Bebauungsplan 

unwirksam wird und 

heranrückende 

Wohnbebauung bereits 

realisiert wurde: 

Ausschluss von 

Einschränkungen des 

genehmigten Betriebs der 

geräuschemittierenden 

Anlage 

sowie Kostenrisiken.



§ 216a Unwirksamkeit von Bebauungsplänen mit Abweichungen 
von der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
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Fehlerfolgenregelung: 

• Lösung von Immissionskonflikten bei unerkannt unwirksamen 

Bebauungsplänen mit Abweichungen von der TA Lärm

(vgl. o. § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)

• ohne diese Regelung: Vorgaben des Immissionsschutzrechts bleiben 

vollumfänglich anwendbar, da Rechtsgrundlage für Abweichung nicht mehr existent

• nachteilige Auswirkungen auf emittierenden Betrieb

• Risiko des unwirksamen Bebauungsplans würde dem Betrieb auferlegt

• § 216a BauGB soll einzelfallgerechte Lösung des Lärmkonflikts ermöglichen

• Maßstab: Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse

• Maßnahmen zur Lärmminderung an der Schallquelle, auf dem Ausbreitungsweg 

und an der schutzbedürftigen Wohnnutzung prüfen



§ 216a Unwirksamkeit von Bebauungsplänen mit Abweichungen 
von der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
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Fehlerfolgenregelung: 

• Zusammenwirken von Bauaufsichts- und Immissionsschutzbehörde

• § 216a Abs. 2 BauGB schränkt nachträgliche Anordnungen für bestehende 

Betriebe deutlich ein (Zumutbarkeit, Kostenübernahme Gemeinde, 

Vorhabenträger, Eigentümer)

Wichtig: städtebaulicher Vertrag zur Kostenübernahme durch den 

planungsbegünstigten Grundstückseigentümer

• einvernehmliche vertragliche Lärmkonfliktlösungen möglich 

(§ 216a Abs. 3 BauGB)

• Heilung des Bebauungsplans über ergänzendes Verfahren 

nach § 214 Abs. 4 BauGB soweit möglich anzustreben



Erleichterung von 

Befreiungen von Bebauungsplänen und 

Abweichungen vom Gebot des Einfügens
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§ 31 Ausnahmen und Befreiungen
(1) Von den Festsetzungen des Bebauungsplans können solche Ausnahmen 

zugelassen werden, die in dem Bebauungsplan nach Art und Umfang ausdrücklich 

vorgesehen sind.

(2) Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann befreit werden, wenn die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden und

1.Gründe des Wohls der Allgemeinheit, einschließlich der Wohnbedürfnisse der 

Bevölkerung, des Bedarfs zur Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden, 

des Bedarfs an Anlagen für soziale Zwecke und des Bedarfs an einem zügigen 

Ausbau der erneuerbaren Energien, die Befreiung erfordern oder

2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder

3.die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den 

öffentlichen Belangen vereinbar ist.

(3) In einem Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt, das nach § 201a 

bestimmt ist, kann mit Mit Zustimmung der Gemeinde kann im Einzelfall oder in 

mehreren vergleichbaren Fällen von den Festsetzungen des Bebauungsplans 

zugunsten des Wohnungsbaus befreit werden, wenn die Befreiung auch unter 

Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. Von 

Satz 1 kann nur bis zum Ende der Geltungsdauer der Rechtsverordnung nach § 201a 

Gebrauch gemacht werden. Die Befristung in Satz 2 bezieht sich nicht auf die 

Geltungsdauer einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende 

im bauaufsichtlichen Verfahren von der Vorschrift Gebrauch gemacht werden kann. 

Für die Zustimmung der Gemeinde nach Satz 1 gilt § 36 Absatz 2 Satz 2 

entsprechend. Die Befreiung nach Satz 1 ist mit öffentlichen Belangen insbesondere 

dann nicht vereinbar, wenn sie aufgrund einer überschlägigen Prüfung voraussichtlich 

zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen hat.
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Beförderung von Umbauten und Aufstockungen 

im Bestand; 

Ansatzpunkt von §§ 31 Abs. 3  + 34 Abs. 3b: 

nicht Beschleunigung der Planung, 

sondern Umgehung der Planung 

durch Befreiungen und Abweichungen

▶ Abs. 3: erweiterte/ erleichterte Befreiung

• zugunsten des Wohnungsbaus, nunmehr aber 

ohne regionale Beschränkung und unbefristet,  

• auch im Widerspruch zu Grundzügen der Planung

• auch in mehreren vergleichbaren Fällen,

• wenn vsl. keine erhebliche Umweltauswirkungen 

zu erwarten sind (vgl. §13a Abs.1 BauGB)

• Zustimmung der Gemeinde ( § 36a)



§ 31 Ausnahmen und Befreiungen
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Erleichterte Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB – Anwendungsvoraussetzungen

• nicht mehr nur in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt, sondern 

genereller Befreiungstatbestand

• zugunsten des Wohnungsbaus

• keine Befristung mehr (bisher an § 201a BauGB geknüpft)

• auch „in mehreren vergleichbaren Fällen“

• bisher (BVerwG): Atypischer Ausnahmefall als Voraussetzung für Befreiung 

nach § 31 Abs. 3 BauGB

• Befreiung auch von Grundzügen der Planung

• Problem: Funktionsloswerden des Bebauungsplans?



§ 31 Ausnahmen und Befreiungen
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• Es bleibt 

• Prüfung der nachbarlichen Interessen und 

• Vereinbarkeit mit öffentlichen Belangen 

(nicht der Fall, wenn bei überschlägiger Prüfung voraussichtlich 

zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen (§ 31 Abs. 3 S. 2 BauGB neu) 

• keine Befreiung von Wohnraumbindungen (so Gesetzesbegründung)

• Zustimmungserfordernis als Kompensation? (vergleiche unten)



§ 31 Ausnahmen und Befreiungen
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Erleichterte Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB – Vollzugsprobleme und Kritik

• Gleichbehandlung (bisher Atypik): 

• Entwicklung einer bebauungsplanübergreifenden Entscheidungsmatrix? 

(Politischer Grundsatzbeschluss zu Befreiungen nach § 31 Abs. 3 BauGB)

• Abstimmung mit Bauaufsichtsbehörde (LRA)

• Problem: politische Entscheidung der Gremien

• Marginalisierung der Bauleitplanung

• Zustimmungsentscheidung der Gemeinde gerichtlich überprüfbar

(vgl. § 36a Abs. 3 BauGB)



§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile
(...)

(2) Entspricht die Eigenart der näheren Umgebung einem der Baugebiete, die in der auf Grund 

des § 9a erlassenen Verordnung bezeichnet sind, beurteilt sich die Zulässigkeit des Vorhabens 

nach seiner Art allein danach, ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet allgemein zulässig 

wäre; auf die nach der Verordnung ausnahmsweise zulässigen Vorhaben ist § 31 Absatz 1, im 

Übrigen ist § 31 Absatz 2 und 3 Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(3a) Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung nach Absatz 1 

Satz 1 kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn die Abweichung

1. einem der nachfolgend genannten Vorhaben dient:

a) der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines zulässigerweise 

errichteten Gewerbe- oder Handwerksbetriebs,

b) der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errichteten, 

Wohnzwecken dienenden Gebäudes errichteter Gebäude, wenn hierdurch neue Wohnungen 

geschaffen oder vorhandener Wohnraum wieder nutzbar wird, oder

c) der Nutzungsänderung einer zulässigerweise errichteten baulichen Anlage zu 

Wohnzwecken, einschließlich einer erforderlichen Änderung oder Erneuerung,

2. städtebaulich vertretbar ist und

3. auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

(...)

(3b) Mit Zustimmung der Gemeinde kann im Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren Fällen 

vom Erfordernis des Einfügens in die nähere Umgebung abgewichen werden, wenn das 

Vorhaben der Errichtung eines Wohngebäudes dient, städtebaulich vertratbar ist und auch 

unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

22

Ansatzpunkt §§ 31 (3)  + 34 (3b): 

nicht Beschleunigung der Planung, 

sondern Umgehung der Planung 

durch Befreiungen und Abweichungen

▶ Abs. 3a: Abweichung

• im (atypischen) Einzelfall

• Ausdehnung auf bisher nicht zu 

Wohnzwecken dienende Gebäude

▶ Abs. 3b: erweiterte Abweichung

• zugunsten der Errichtung eines 

Wohngebäudes  

• in mehreren vergleichbaren Fällen

• auch von der Art der baulichen Nutzung 

(in faktischen Baugebieten nach Abs. 2)?

• Zustimmung der Gemeinde



§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile
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Abs. 3b: erweiterte Abweichung

• nur für die Errichtung von Wohngebäuden 

(auch gemischt genutzte Gebäude sind Wohngebäude, wenn Wohnnutzung nicht 

nur untergeordnet/ wenn Wohnnutzung überwiegt) 

• nach Gesetzeszweck nicht für Zweitwohnungen und Ferienwohnungen?

• auch in mehreren vergleichbaren Fällen

• deutliche Umstrukturierung eines Gebiets ohne Bauleitplanung

• Kompensation: Zustimmung der Gemeinde? (dazu unten)

• Würdigung nachbarlicher Interessen und Vereinbarkeit mit öffentlichen Belangen 

(vgl. § 31 Abs. 2 BauGB)
• Berücksichtigung der Immissionssituation

• verkehrliche Belange

• Umweltbelange und sonstige Belange (z. B. Denkmalschutz)



§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile
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Abs. 3b: erweiterte Abweichung

• Zustimmungserfordernis wegen Bezug zur Planungshoheit (Ersatz für 

Bebauungsplan)

• gleichwohl gerichtliche Prüfung möglich (§ 36a Abs. 3 BauGB)

• Gleichbehandlung! (Gebietsbezogene Vollzugsmatrix – Grundsatzbeschluss?)

• sich nicht einfügende Bauvorhaben prägen das Gebiet neu 

• Neubeginn der Siebenjahresfrist nach § 42 Abs. 2 BauGB und Beschränkung 

zukünftiger Planbarkeit ohne Entschädigung.

• Vorausschauende und zurückhaltende Anwendung!



§ 36 Beteiligung Einvernehmen der Gemeinde und Zustimmung
der höheren Verwaltungsbehörde
(1) Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31 Absatz 1 und 2, den §§ 33 

bis, 34 Abs. 1, 2 und 3a sowie § 35 wird im bauaufsichtlichen Verfahren von der 

Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Das 

Einvernehmen der Gemeinde ist auch erforderlich, wenn in einem anderen Verfahren 

über die Zulässigkeit nach den in Satz 1 bezeichneten Vorschriften entschieden wird; 

dies gilt nicht für Vorhaben der in § 29 Absatz 1 bezeichneten Art, die der 

Bergaufsicht unterliegen. Richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben nach § 30 

Absatz 1, stellen die Länder sicher, dass die Gemeinde rechtzeitig vor Ausführung 

des Vorhabens über Maßnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung nach den §§ 14 

und 15 entscheiden kann. In den Fällen des § 35 Absatz 2 und 4 kann die 

Landesregierung durch Rechtsverordnung allgemein oder für bestimmte Fälle 

festlegen, dass die Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde erforderlich ist.

(2) Das Einvernehmen der Gemeinde und die Zustimmung der höheren 

Verwaltungsbehörde dürfen nur aus den sich aus den §§ 31 Absatz 1 und 2, den §§

33, 34 Abs. 1, 2 und 3a und sowie aus § 35 ergebenden Gründen versagt werden. 

Das Einvernehmen der Gemeinde und die Zustimmung der höheren 

Verwaltungsbehörde gelten als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach 

Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert werden; dem 

Ersuchen gegenüber der Gemeinde steht die Einreichung des Antrags bei der 

Gemeinde gleich, wenn sie nach Landesrecht vorgeschrieben ist. Die nach 

Landesrecht zuständige Behörde kann ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der 

Gemeinde ersetzen.(...)
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Anpassung: 

Einvernehmensregelung gilt nicht 

für § 31 Abs. 3  + § 34 Abs. 3b

 Zustimmung nach § 36a



§ 36a Zustimmung der Gemeinde

(1) Vorhaben nach § 31 Absatz 3 und § 34 Absatz 3b sind nur mit Zustimmung der 

Gemeinde zulässig, auch wenn die Gemeinde selbst die zuständige 

Bauaufsichtsbehörde ist. Die Gemeinde erteilt die Zustimmung, wenn das Vorhaben 

mit ihren Vorstellungen von der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar 

ist. Sie kann ihre Zustimmung unter der Bedingung erteilen, dass der Vorhabenträger 

sich verpflichtet, bestimmte städtebauliche Anforderungen einzuhalten. Die 

Zustimmung der Gemeinde gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen drei Monaten nach 

Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird; § 36 Absatz 2 

Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

(2) Die Gemeinde kann der betroffenen Öffentlichkeit vor der Entscheidung über die 

Zustimmung Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Antrag innerhalb angemessener 

Frist geben, höchstens jedoch innerhalb eines Monats. In diesem Fall verlängert sich 

die nach Absatz 1 Satz 4 anzuwendende Entscheidungsfrist um die Dauer der 

Stellungnahmefrist. 

(3) Die Entscheidung der Gemeinde über die Zustimmung kann nur im Rahmen des 

Rechtsbehelfsverfahrens gegen die Zulassungsentscheidung überprüft werden.

26

Zustimmung der Gemeinde 

bei Anwendung der  §§ 31 Abs. 3  + 34 Abs. 3b: 

• bei Vereinbarkeit mit den Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwicklung und Ordnung

• ggf. unter der Bedingungen von Verpflichtungen

• Zustimmungsfiktion (3-Monatsfrist)

• Beteiligungs-Option

für die betroffene Öffentlichkeit

• nicht auf eine Rechtskontrolle beschränkt 

(Zustimmung darf, anders als das Einvernehmen,  

nicht nur wegen Rechtsverstößen gegen §§ 31, 

33, 34 und 35 BauGB versagt werden), 

Zustimmung kann nicht durch die höhere 

Verwaltungsbehörde ersetzt werden. 

• grundsätzlich kein Rechtsanspruch auf die 

Erteilung der Zustimmung 

• hat isoliert keinerlei Rechtswirkungen

▶ Rechtsbehelf nur gg. Zulassungsentscheidung



§ 36a Zustimmung der Gemeinde
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Zustimmung der Gemeinde bei Anwendung der  §§ 31 Abs. 3  + 34 Abs. 3b: 

• Zustimmung, wenn Vorhaben mit gemeindlichen Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist 

(städtebauliche Planersatzentscheidung)

• gilt auch, wenn Gemeinde Bauaufsichtsbehörde

• Kriterien des § 1 Abs. 3 BauGB

• Begründung eines Planungsbedürfnisses? (z.B. bei Abweichungen von BPlänen)

• keine Ersetzung der Zustimmung wie bei Einvernehmen

• kein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung!

• aber: Fiktionswirkung, wenn Zustimmung nicht innerhalb von drei Monaten 

verweigert (§ 36a Abs. 1 S. 4 BauGB); 

nicht aber, wenn Bedingung gemäß § 36a Abs. 1 S. 3 BauGB

• gerichtliche Überprüfung im Rechtsbehelfsverfahren gegen die 

Zulassungsentscheidung (auch bei Ablehnung des Antrags)



§ 36a Zustimmung der Gemeinde
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• Bedingung hindert Fiktionseintritt nach §36a BauGB

• Verpflichtung, bestimmte städtebauliche Anforderungen einzuhalten

• Abschluss städtebaulicher Verträge möglich: z.B. Wohnraumbindung 

(geförderter Wohnungsbau, Mietpreisbindung mit Belegungsrechten etc.)

• Einseitige Verpflichtungserklärung? (müsste konkret bestimmt und 

durchsetzbar sein, ggfs. Auflage/ Bedingung in Baugenehmigung)

• Verpflichtung muss städtebaulichen Bezug haben (natürlich keine 

Geldzahlung; auch Anforderungen an die Erhebung von Folgekosten bleiben 

unberührt)

• festsetzungsersetzende vertragliche Regelungen

• Beispiele: Barrierefreiheit, Energieversorgung, Freiflächengestaltung, 

Mobilitätsmaßnahmen

• Baupflicht



§ 36a Zustimmung der Gemeinde
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• Allgemeine rechtliche Anforderungen an städtebauliche Verträge 

bleiben bestehen: Städtebaulicher Sachzusammenhang, Angemessenheit, 

Koppelungsverbot

• Sicherung vertraglicher Verpflichtungen!

• Zulassungsentscheidung unter einer Bedingung?

• § 36a Abs. 2 BauGB ermöglicht Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit

• keine Verpflichtung: Maßstab Ermittlung nachbarlicher Interessen, 

bessere Akzeptanz, vgl. § 4a Abs. 3 S. 4 BauGB

• Frist maximal ein Monat

• Verlängerung der Entscheidungsfrist um Dauer der Stellungnahmefrist

• keine Beteiligung Träger öffentlicher Belange (Gegenstand des 

bauaufsichtlichen Zulassungsverfahrens – Beteiligung der Fachstellen)



Abweichungen vom Planungsrecht
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§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau

(1) Mit Zustimmung der Gemeinde kann bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den aufgrund dieses Gesetzbuchs 

erlassenen Vorschriften abgewichen werden, wenn die Abweichung unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist und einem der 

folgenden Vorhaben dient: 

1. der Errichtung Wohnzwecken dienender Gebäude, 

2. der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung zulässigerweise errichteter Gebäude, wenn hierdurch neue Wohnungen geschaffen oder vorhandener Wohnraum wieder 

nutzbar wird, oder 

3. der Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen zu Wohnzwecken, einschließlich einer erforderlichen Änderung oder Erneuerung. 

Hat eine Abweichung für Vorhaben im Außenbereich oder eine Abweichung von Bebauungsplänen nach überschlägiger Prüfung voraussichtlich zusätzliche erhebliche 

Umweltauswirkungen, ist eine Strategische Umweltprüfung nach den §§ 38 bis 46 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Eine 

Abweichung von Bauleitplänen ist insbesondere dann nicht mit öffentlichen Belangen vereinbar, wenn sie aufgrund einer überschlägigen Prüfung voraussichtlich 

zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen hat. Bei Vorhaben nach den Nummern 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

bleibt die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls unberührt. 

(2) Für die Zustimmung der Gemeinde nach Absatz 1 Satz 1 gilt § 36a entsprechend. 

(3) Im Außenbereich sind die Absätze 1 und 2 nur auf Vorhaben anzuwenden, die im räumlichen Zusammenhang mit Flächen stehen, die nach § 30 Absatz 1, Absatz 2 

oder § 34 zu beurteilen sind. § 18 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ist anzuwenden. 

(4) Die Befristung nach Absatz 1 Satz 1 bezieht sich nicht auf die Geltungsdauer einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im 

bauaufsichtlichen Verfahren von der Vorschrift Gebrauch gemacht werden kann.

(5) Wird ein Vorhaben nach Absatz 1 zugelassen, können in entsprechender Anwendung der Absätze 1 bis 4 auch zugelassen werden

1. den Bedürfnissen der Bewohner dienende Anlagen für kulturelle, gesundheitliche und soziale Zwecke

2. Läden, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner dienen. 
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§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau

(1) Mit Zustimmung der Gemeinde kann bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 von 

den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den aufgrund dieses Gesetzbuchs 

erlassenen Vorschriften abgewichen werden, wenn die Abweichung unter Würdigung 

nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist und einem der 

folgenden Vorhaben dient: 

1. der Errichtung Wohnzwecken dienender Gebäude, 

2. der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung zulässigerweise errichteter Gebäude, 

wenn hierdurch neue Wohnungen geschaffen oder vorhandener Wohnraum wieder 

nutzbar wird, oder 

3. der Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen zu 

Wohnzwecken, einschließlich einer erforderlichen Änderung oder Erneuerung. 

Hat eine Abweichung für Vorhaben im Außenbereich oder eine Abweichung von 

Bebauungsplänen nach überschlägiger Prüfung voraussichtlich zusätzliche 

erhebliche Umweltauswirkungen, ist eine Strategische Umweltprüfung nach den §§

38 bis 46 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Bei 

Vorhaben nach den Nummern 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung bleibt die Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls 

unberührt. 

(2) Für die Zustimmung der Gemeinde nach Absatz 1 Satz 1 gilt § 36a entsprechend.

(3) … 
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Ermöglicht „weitreichende Abweichungen vom 

Planungsrecht“ (Begründung zum Gesetzentwurf)

• Befristet

• Zulassungsmöglichkeit für Wohnbauvorhaben, 

ohne dass es dafür der Aufstellung eines 

Bebauungsplans bedarf

• Zulassungsentscheidung bedarf zur Wahrung der 

kommunalen Planungshoheit der Zustimmung der 

Gemeinde ( Anwendbarkeit § 36a BauGB) 

• SUP-Richtlinie erfasst auch Abweichungen von 

bereits bestehenden Plänen. 

 überschlägige (Umwelt-) Prüfung, ob infolge 

der Abweichung zusätzliche erhebliche 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau

(…)

(3) Im Außenbereich sind die Absätze 1 und 2 nur auf Vorhaben anzuwenden, die im 

räumlichen Zusammenhang mit Flächen stehen, die nach § 30 Absatz 1, Absatz 2 

oder § 34 zu beurteilen sind. § 18 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 des 

Bundesnaturschutzgesetzes ist anzuwenden. 

(4) Die Befristung nach Absatz 1 Satz 1 bezieht sich nicht auf die Geltungsdauer 

einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im 

bauaufsichtlichen Verfahren von der Vorschrift Gebrauch gemacht werden kann.

(5) Wird ein Vorhaben nach Absatz 1 zugelassen, können in entsprechender 

Anwendung der Absätze 1 bis 4 auch zugelassen werden

1. den Bedürfnissen der Bewohner dienende Anlagen für kulturelle, gesundheitliche 

und soziale Zwecke

2. Läden, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner dienen. 
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…„weitreichende Abweichungen vom Planungsrecht“ 

• Zulassungsmöglichkeit für Wohnbauvorhaben, 

ohne Aufstellung eines Bebauungsplans

• … mit Zustimmung der Gemeinde ( § 36a) 

• Auch im Außenbereich! 

Einschränkung auf Flächen im mittelbaren 

räumlichen Zusammenhang mit § 30/ § 34-

Flächen (lt. Begründung im Rahmen einer 

„organischen Fortentwicklung des 

Siedlungsbereichs“ – bis zu einer Entfernung von 

100m vom bestehenden Siedlungsbereich) 

• überschlägige (Umwelt-) Prüfung, ob infolge der 

Abweichung zusätzliche erhebliche 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind

• Auch Wohnfolgeeinrichtungen und Läden des 

täglichen Bedarfs (ohne Größenbeschränkung?)



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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… „weitreichende Abweichungen vom Planungsrecht“

• Anwendung des Bauturbo steht unter Berücksichtigung des 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes

• (städtebauliche) Rechtfertigung im Einzelfall oder auf Grundlage eines 

übergreifenden Konzepts

• Zielrichtung des Gesetzgebers: 

bezahlbarer Wohnraum (bei Anwendung immer zu berücksichtigen)

• keine Zweitwohnungen und Ferienwohnungen 



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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… „weitreichende Abweichungen vom Planungsrecht“

• Zustimmung, wenn Vorhaben mit gemeindlichen Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist 

(städtebauliche Planersatzentscheidung)

• gilt auch, wenn Gemeinde Bauaufsichtsbehörde

• Kriterien des § 1 Abs. 3 BauGB

• Begründung eines Planungsbedürfnisses? (z.B. bei Abweichungen von BPlänen)

• keine Ersetzung der Zustimmung wie bei Einvernehmen

• aber: Fiktionswirkung wenn Zustimmung nicht innerhalb von drei Monaten 

verweigert (§ 36a Abs. 1 S. 4 BauGB); 

nicht aber wenn Bedingung gemäß § 36a Abs. 1 S. 3 BauGB

• gerichtliche Überprüfung im Rechtsbehelfsverfahren gegen die 

Zulassungsentscheidung (auch bei Ablehnung des Antrags)



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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Öffentliche Belange

• gesunde Wohnverhältnisse (Immissionsschutz!)

• ausreichende Infrastruktur (insbesondere mit Blick auf Verkehr)

• Anforderungen für Hochwasserschutz

• etc. ….



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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Umweltbelange

• Reaktion auf rechtliche Bedenken in Bezug auf SUP-Richtlinie (vgl. Urteil 

BVerwG zu § 13b BauGB)

• gilt nur im Außenbereich 

und bei Abweichung von Bebauungsplänen mit noch überschlägiger Prüfung 

voraussichtlich zusätzlichen erheblichen Umweltauswirkungen

• nicht für Abweichung Flächennutzungsplänen (Gesetzesbegründung)

• Abweichung auch bei erheblichen Umweltauswirkungen möglich: 

Berücksichtigung der Ergebnisse der strategischen Umweltprüfung

• strategische Umweltprüfung und Umweltverträglichkeitsprüfung können 

miteinander verbunden werden

• zusätzliche Schutzauflagen

• Umweltverträglichkeitsprüfung nach Nr. 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum UVPG 

bleibt unberührt (Abs.1 S. 3)



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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Außenbereich

• räumlicher Zusammenhang 

mit Flächen qualifizierter oder einfacher Bebauungspläne oder Innenbereich

• Keine Anwendung auf Siedlungssplitter, 

die weiter als 100 m von verfestigten Siedlungsbereichen entfernt liegen

• kein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang gefordert

• maximale Abstand zum Gebäudebestand 100 m (so Gesetzesbegründung)

• Eingriffsregelung bleibt anwendbar 

(§ 246e Abs. 3 S. 2 BauGB, Verweis auf § 18 BNatSchG)

• Zulassungsentscheidung im Benehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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Planersatzentscheidung

• berücksichtigt Eingriff in Planungshoheit

• § 36a BauGB entsprechend anwendbar

• Entscheidungskriterium: Hätte das Vorhaben auch im Rahmen einer Planung 

herbeigeführt werden können? (so die Gesetzesbegründung)

• Möglichkeit der Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 36a Abs. 2 BauGB)

• städtebauliche Verträge als Bedingung für Zustimmung 

(Wohnraumbindung etc., vgl. oben)



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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Der Bauturbo - § 246a BauGB - Praktische Anwendung

• Bauturbo ersetzt Bebauungspläne

• Städtebauliches Konzept!

• Ggf. Grundsatzbeschluss, um Gleichbehandlung Rechnung zu tragen, 

auch in Bezug auf vertragliche Bindungen

• Wohnraumbindung

• Baupflicht

• Erschließung

• sonstige städtebauliche Anforderungen

• Anwendungsvoraussetzungen des Bauturbo vom Antragsteller vorzulegen 

(Ausgleichsflächen, strategische Umweltprüfung, 

Umweltverträglichkeitsprüfung)

• Anpassung der Bayer. Bauordnung vom Ministerium in Aussicht gestellt 

(Genehmigungsfiktion)



§ 246e Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau
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Der Bauturbo - § 246a BauGB - Praktische Anwendung

• Anwendung des Bauturbo

ohne Vorabstimmung mit Gemeinde und Landratsamt kaum möglich

• erhebliche finanzielle Aufwendungen

• Abstimmung der Anforderungen in Bezug auf Umweltschutz 

und sonstige öffentlich Belange

• Abstimmung mit der Gemeinde bezüglich vertraglicher Bindungen



Bauordnungsrechtliche Aspekte
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• Erleichterungen nach §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3a und 246e BauGB 

von Amts wegen zu prüfen

• keine Überleitungsregelung, gilt sofort und daher auch für laufende Verfahren 

• Befreiungsantrag nach 31 Abs. 3 BauGB 

wird aber wohl einen entsprechenden Antrag voraussetzen

• bei laufenden Verfahren ab Inkrafttreten Zustimmung der Gemeinde

erforderlich (Fristbeginn für die Dreimonatsfrist ab Ersuchen durch LRA) 

• gemeindeinterne Zuständigkeit: Einvernehmen oder Planung? 

Tendenz: Zuständigkeit wie bei Einvernehmen

• gegebenenfalls Anpassung der Geschäftsordnung

• Grundsatzbeschluss zur Zuständigkeit?

• Zustimmung der Gemeinde unter der Bedingung eines städtebaulichen Vertrags:

• Bedingung des Zustandekommens in Baugenehmigung?

• Auflagen in Baugenehmigung bei ausreichender Bestimmtheit



§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung
(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen:

(...)

8. die Belange

a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer 

verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung, einschließlich ihrer Bestands-

und Entwicklungsinteressen

b) der Land- und Forstwirtschaft,

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen,

d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des 

Mobilfunkausbaus,

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der 

Versorgungssicherheit,

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen,

9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der 

Bevölkerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von 

Kraftfahrzeugen, etwa der Elektromobilität, einschließlich des öffentlichen 

Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Verkehrs,  unter besonderer 

Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr 

ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung, einschließlich 

a) des Bestands- und Entwicklungsinteresses bei Verkehrsanlagen und

b) der Belange des öffentlichen Personennahverkehrs, des Verkehrs mit 

elektrisch betriebenen Kraftfahrzeugen und des nicht motorisierten Verkehrs,

Katalog der insbesondere zu berücksichtigenden 

Belange: 

Berücksichtigung des Bestandsinteresses und 

des Entwicklungsbedarfs

• der Wirtschaft und

• der Verkehrsinfrastruktur

(auch bei Beurteilung von Vorhaben nach § 246e)
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Verlängerung von Regelungen für 

Gebiete mit 

angespanntem Wohnungsmarkt

44



§ 201a Verordnungsermächtigung zur Bestimmung von Gebieten 
mit einem angespannten Wohnungsmarkt
Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung Gebiete mit 

einem angespannten Wohnungsmarkt zu bestimmen. Die Rechtsverordnung nach 

Satz 1 gilt für die Anwendung der Regelungen in § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 

§ 31 Absatz 3, § 175 Absatz 2 Satz 2 und § 176 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. Ein 

Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt liegt vor, wenn die ausreichende 

Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen in einer Gemeinde oder einem Teil 

der Gemeinde zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist. Dies kann 

insbesondere dann der Fall sein, wenn

1.die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt,

2.die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten Durchschnitt 

deutlich übersteigt,

3. die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätigkeit insoweit 

erforderlicher Wohnraum geschaffen wird, oder

4. geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.

Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 muss spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 

2026 2031 außer Kraft treten. Sie muss begründet werden. Aus der Begründung 

muss sich ergeben, auf Grund welcher Tatsachen ein Gebiet mit einem 

angespannten Wohnungsmarkt im Einzelfall vorliegt. Die betroffenen Gemeinden und 

die auf Landesebene bestehenden kommunalen Spitzenverbände sollen vor dem 

Erlass der Rechtsverordnung beteiligt werden.
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• Streichung des Verweises auf § 31 Abs. 3, da die 

Befreiung zukünftig nicht mehr an diese Gebiete 

gebunden ist;

• Verlängerung befristeter Regelungen des 

Baulandmobilisierungsgesetzes vom 14.06.21 

um jeweils fünf Jahre

• zur Mobilisierung zusätzlicher Bauflächen 

(in § 201a BauGB) und 

• zur Stärkung des Wohnungsbestands 

(in § 250 BauGB) 



§ 250 Bildung von Wohnungseigentum in Gebieten mit 
angespannten Wohnungsmärkten

(1) Sofern Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten im Sinne von § 201a Satz 3 

und 4 vorliegen und diese Gebiete nach Satz 3 bestimmt sind, bedarf bei 

Wohngebäuden, die bereits am Tag des erstmaligen Inkrafttretens der einer

Rechtsverordnung nach Satz 3 bestanden, die Begründung oder Teilung von 

Wohnungseigentum oder Teileigentum nach § 1 des 

Wohnungseigentumsgesetzes der Genehmigung. 

Das Genehmigungserfordernis nach Satz 1 gilt nicht, für Flächen, auf denen 

zusätzlicher Wohnraum geschaffen wird, oder wenn sich in dem Wohngebäude 

nicht mehr als fünf Wohnungen befinden.

Die Landesregierungen werden ermächtigt, die Gebiete nach Satz 1 durch 

Rechtsverordnung zu bestimmen, die spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 

2025 2030 außer Kraft treten muss. Sie muss begründet werden. Aus der 

Begründung muss sich ergeben, auf Grund welcher Tatsachen ein Gebiet mit 

einem angespannten Wohnungsmarkt im Einzelfall vorliegt. In der 

Rechtsverordnung nach Satz 3 kann eine von Satz 2 abweichende Anzahl an 

Wohnungen bestimmt werden; diese Anzahl kann zwischen drei und 15 liegen.

(...)
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• Verlängerung befristeter Regelungen des 

Baulandmobilisierungsgesetzes vom 14.06.21 

um jeweils fünf Jahre

• zur Mobilisierung zusätzlicher Bauflächen 

(in § 201a BauGB) und 

• zur Stärkung des Wohnungsbestands 

(in § 250 BauGB) 



Landesverteidigung
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§ 37 Bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder
(1) Macht die besondere öffentliche Zweckbestimmung für bauliche Anlagen des 

Bundes oder eines Landes erforderlich, von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs 

oder den auf Grund dieses Gesetzbuchs erlassenen Vorschriften abzuweichen 

oder ist das Einvernehmen mit der Gemeinde nach § 14 oder § 36 nicht erreicht 

worden, entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde.

(2) Handelt es sich dabei um Vorhaben, die der Landesverteidigung, dienstlichen 

Zwecken der Bundeswehr oder der verbündeten Streitkräfte, einschließlich der 

Herstellung und Lagerung von Produkten zur Landesverteidigung, dienstlichen 

Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevölkerungsschutz dienen, ist nur 

die Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde erforderlich entscheidet über 

die Abweichung die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Gemeinde.

Die Anhörung der Gemeinde ist entbehrlich, wenn diese bereits zuvor beteiligt 

war. Vor Erteilung der Zustimmung hat diese die Gemeinde zu hören. Versagt die 

höhere Verwaltungsbehörde ihre Zustimmung oder widerspricht die Gemeinde 

dem beabsichtigten Bauvorhaben, entscheidet das zuständige Bundesministerium 

im Einvernehmen mit den beteiligten Bundesministerien und im Benehmen mit 

der zuständigen Obersten Landesbehörde.

(3) …

(4) …
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• Landesverteidigung umfasst auch 

Herstellung und Lagerung von Produkten 

zur Landesverteidigung ( §37a);

• Entscheidung über Abweichungen 

von den Vorschriften des BauGB 

durch die höhere Verwaltungsbehörde 

nach Anhörung der Gemeinde



§ 37a Außenbereichsvorhaben zur Herstellung oder Lagerung von 
Produkten zur Landesverteidigung 
(1) Vorhaben, die der Herstellung oder Lagerung von Produkten zur 

Landesverteidigung, insbesondere von Munition, Sprengstoffen und deren 

Vorprodukten, dienen und deren Erforderlichkeit für die Einsatzfähigkeit und 

Versorgungssicherheit der Bundeswehr durch eine Erklärung des 

Bundesministeriums der Verteidigung bestätigt wird, sind, auch sofern sie nicht 

von § 35 Absatz 1 Nummer 4 erfasst sind, im Außenbereich zulässig, wenn 

öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Erschließung gesichert ist. Die 

Erklärung nach Satz 1 ist unanfechtbar; auf ihre Abgabe besteht kein Anspruch. 

§ 35 Absatz 5 Satz 1 bis 3 ist anzuwenden. 

(2) Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach Absatz 1 entscheidet die höhere 

Verwaltungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. Lehnt die höhere 

Verwaltungsbehörde das Vorhaben ab oder versagt die Gemeinde das nach Satz 

1 oder nach § 14 Absatz 2 Satz 1 erforderliche Einvernehmen, entscheidet das 

Bundesministerium der Verteidigung im Benehmen mit der zuständigen obersten 

Landesbehörde; die Gemeinde ist anzuhören, wenn sie nicht bereits zuvor 

beteiligt war. § 36 Absatz 2 Satz 3 findet keine Anwendung. 

(3) § 37 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn es um die Änderung oder 

Erweiterung von Vorhaben nach Absatz 1 geht, für die im bisherigen 

Außenbereich ein Bebauungsplan aufgestellt wurde. In diesen Fällen kann 

zugleich von Festsetzungen dieses Bebauungsplans befreit werden.
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• „Privilegierung“ im Außenbereich 

(analog zu § 35 (1) BauGB);

• Entbindung von Bebauungsplänen 

(Anwendung auch im § 30-Bereich (unter 

Befreiung von den Festsetzungen))

• Entscheidung über Zulässigkeit 

durch die höhere Verwaltungsbehörde

im Einvernehmen mit der Gemeinde
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Erste Empfehlungen zum Umgang mit dem Bauturbo
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Quelle: Deutscher Bundestag

Kommunale Planungshoheit

Ganz wichtig ist 

mir: Die Gemeinde 

entscheidet vor Ort 

selbst.

„

„
Verena Hubertz, SPD 

Bundesministerin für Wohnen, 

Stadtentwicklung und Bauwesen

Mehr Vertrauen und 

weniger Vorschriften. 

Wir setzen auf unsere 

Kommunen.

„

„
Michael Kießling, CSU

Ausschuss für Wohnen, 

Bauwesen und Kommunen

Zustimmung der Gemeinde:

Neue Möglichkeiten, aber keine Verpflichtung.
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Zustimmung der Gemeinde
Die Gemeinde erteilt 

die Zustimmung, wenn 

das Vorhaben mit ihren 

Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwick-

lung und Ordnung 

vereinbar ist.

„

„

• Kommunale Planungshoheit bleibt gewahrt.

• Kein Anspruch auf Zustimmung.

• Kein Ersetzen durch Bauaufsichtsbehörde.

wichtig:

• Einzelfallentscheidung vermeiden. 

• Gleichbehandlung!

• Auf objektive Kriterien abstellen.

• Entscheidungen prägen Gebiete neu

(Einfügen, Innenbereich).

daher: 

Vorausschauende Anwendung der Zustimmung!

Sie kann ihre Zustim-

mung unter der Bedingung

erteilen, dass der Vor-

habenträger sich verpflich-

tet, bestimmte städtebau-

liche Anforderungen 

einzuhalten.

„

„

Die Zustimmung der 

Gemeinde gilt als erteilt, 

wenn sie nicht binnen drei 

Monaten nach Eingang 

des Ersuchens der Geneh-

migungsbehörde

verweigert wird;
„

„
„

§36a BauGB
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Vorgehensweise

§ 34 Abweichen von 

Einfügegebot 

städtebauliche Vorstellungen

Vorhaben

Ist das Vorhaben mit den Vorstellungen 

der Gemeinde  der städtebaulichen 

Entwicklung und Ordnung vereinbar?

Zustimmung

verweigert

Gemeinde

nein

Genehmigungs-

verfahren

ja

§ 31 Befreiung von 

BP-Festsetzungen
§ 246e Abweichungen 

vom Planungsrecht

Zustimmung

Genehmigungs-

behörde
Ist das Vorhaben unter Würdigung 

nachbarlicher Interessen mit den 

öffentlichen Belangen vereinbar?

Neue Vorschriften benötigen die 

Zustimmung der Gemeinde.
3

 M
o

n
a

te
 F

ri
s
t

städtebauliche Anforderungen
Verpflichtet sich der Vorhabenträger, be-

stimmte städtebauliche Anforderungen 

einzuhalten? (z.B. städtebaulicher Vertrag)
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Vollständige Darstellung des Vorhabens 

als Entscheidungsgrundlage für die 

Gemeinde

• städtebauliche Kennzahlen

• Abstandsflächen

• Freiraumplanung, Ausgleichsflächen

• Anforderungen an Umweltschutz

• Anforderungen weitere öffentliche 

Belange (z.B. Verkehr)

• Stellplatznachweis

• Visualisierung

• Wovon werden Befreiungen oder 

Abweichungen benötigt?

1. Vorhaben

Ausgearbeitete Eingabeplanung vom 

Antragsteller vorzulegen

E
m

p
fe

h
lu

n
g
 f

ü
r 

G
e

m
e
in

d
e
 u

n
d

V
o
rh

a
b
e
n
tr

ä
g
e
r

frühzeitige Vorabstimmung 

mit der Gemeinde
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• Flächennutzungsplan

• Städtebauliche Entwicklungskonzepte

• Ortsentwicklungsplan

• Rahmenpläne

• Innenentwicklungskonzept

2. Städtebauliche Vorstellungen
Was sind die Vorstellungen der Gemeinde von der 

städtebaulichen Entwicklung und Ordnung?

Jede Gemeinde hat eigene Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwicklung und Ordnung. Diese liegen als 

Planungskonzepte in unterschiedlichen Formen vor, z.B.

Überblick über vorliegende Konzepte verschaffen!

Sind die vorliegenden Konzepte ausreichend?

Die Gemeinde erteilt 

die Zustimmung, wenn 

das Vorhaben mit ihren 

Vorstellungen von der 

städtebaulichen Entwick-

lung und Ordnung 

vereinbar ist.

„

„
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2. Städtebauliche Vorstellungen   Überblick      

Ortsentwicklungsplan

Innenentwicklungskonzept Rahmenplan ISEK, VU

Erfahrung in der Gemeinde,

lokales Wissen
Flächenmanagement,

Baulandentwicklungsstrategie

FNP

Baufibel

Alle Abbildungen Quelle: PV
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Informelle Planungen...

• beruhen auf einer objektiven Ermittlung der 

wesentlichen städtebaulichen Grundlagen.

• sind üblicherweise unter Beteiligung der 

Öffentlichkeit entstanden.

• zeigen die städtebauliche Vorstellungen der 

Gemeinde für die gesamte Kommune, einzelne 

Ortsteile oder für bestimmte Quartiere. 

• zeigen mögliche Bedingungen an den 

Vorhabenträger für städtebauliche

Anforderungen.

• dienen als Entscheidungsgrundlage für die 

gemeindliche Zustimmung zu Vorhaben nach 

§ 36a BauGB.

• informieren die Vorhabenträger bereits im Vorfeld 

eines Vorhabens über die kommunalen Ziele.

2. Städtebauliche Vorstellungen   Informelle Planungen  
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• Bauverpflichtung 

• Baulandentwicklungsmodell

• Gemeindlicher Zwischenerwerb

• Sozialgerechte Bodennutzung

(geförderter Wohnungsbau, Mietpreisbindung)

• Soziale Infrastruktur

• Gestaltungsfibel

3. Städtebauliche Anforderungen
Welche städtebaulichen Anforderungen sollen einem 

Vorhabenträger als Verpflichtung aufgegeben werden?

Viele Gemeinden haben bereits städtebauliche

Grundsatzbeschlüsse, z. B.

Sie kann ihre Zustim-

mung unter der Bedingung

erteilen, dass der Vor-

habenträger sich verpflich-

tet, bestimmte städtebau-

liche Anforderungen 

einzuhalten.

„

„

Städtebaulicher Vertrag (Angemessenheit, Koppelungsverbot) 
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4. Zustimmung
Aufstellung eines gemeindespezifischen Kriterienkatalogs, 

unter welchen Bedingungen eine Zustimmung erteilt wird.

„
Die Zustimmung der 

Gemeinde gilt als erteilt, 

wenn sie nicht binnen drei 

Monaten nach Eingang 

des Ersuchens der Geneh-

migungsbehörde

verweigert wird;
„

„

zusätzlich Kriterien für vertragliche Bedingungen
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5. Genehmigungsverfahren

Genehmigungsbehörde prüft Voraussetzungen für

• Befreiung von Festsetzungen des Bebauungsplans (§ 31 Abs. 3 BauGB)

• Abweichen vom Erfordernis des Einfügens (§ 34 Abs. 3b BauGB)

• Abweichen vom Planungsrecht (§ 246e BauGB)

Genehmigungsbehörde prüft

• Unter Würdigung nachbarlicher Interessen

(z.B. Heranrücken an gewerbliche oder landwirtschaftliche Nutzung)

• Vereinbarkeit mit öffentlichen Belangen

(z.B. erhebliche Umweltauswirkungen, Hochwasserschutz, Artenschutz, 

Landesplanung, Denkmalschutz)

Frühzeitiger Dialog zwischen Gemeinde und Genehmigungsbehörde
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Zusammenfassung und Fazit 
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Zusammenfassung und Fazit zum Bauturbo

• Die vorliegende Novelle des Baugesetzbuches mit dem Bauturbo enthält grundsätzlich 

neue und stark vereinfachte Möglichkeiten zur Genehmigung von Bauvorhaben.

• Die bisherige Konfliktlösung in formellen Planverfahren wird dabei verlassen und auf 

Genehmigungsprozesse verlagert.

• Die Städte und Gemeinden können mit dem Zustimmungserfordernis aus § 36a 

BauGB ihre Planungshoheit wahren. Ihnen kommt damit weiterhin eine zentrale 

Funktion bei der Steuerung der räumlichen Entwicklung in ihrem Gemeindegebiet zu. 

• Wir empfehlen, Entscheidungen zum Bauturbo aufgrund von Planungskonzepten und 

Kriterienkatalogen der Städte und Gemeinden zu treffen für deren nachvollziehbare 

Begründung und um unbeabsichtigte Auswirkungen auf die langfristige örtliche und 

überörtliche Entwicklung zu vermeiden. 

• Es bleibt abzuwarten, ob der Bauturbo die gewünschten Effekte auf dem 

Wohnungsmarkt erzeugt und welche Erfahrungen die Städte und Gemeinden mit der 

Anwendung machen. 
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Rückfragen 
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Rückfragen

Bitte richten Sie ihre Rückfragen gerne per E-Mail an

bauleitplanung@pv-muenchen.de

Wir werden Ihre Fragen zur Erstellung von FAQs heranziehen. 

Diese werden hier veröffentlicht:

www.pv-muenchen.de

mailto:bauleitplanung@pv-muenchen.de
http://www.pv-muenchen.de/
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Weitere Angebote

Angebote des Bundesministeriums

https://www.bmwsb.bund.de/DE/bauen/baurecht/bau-turbo/bau-turbo_node.html

https://bauwende-allianz.org/bau-turbo-umsetzungslabor/

Auch wir werden weitere Austauschformate anbieten.

Bitte melden Sie sich gerne bei Interesse unter

bauleitplanung@pv-muenchen.de

https://bauwende-allianz.org/bau-turbo-umsetzungslabor/
https://bauwende-allianz.org/bau-turbo-umsetzungslabor/
mailto:baurecht@pv-muenchen.de


Bayerischer Gemeindetag

Matthias Simon

Dreschstraße 8 | 80805 München

+49 89 360009-14

mathias.simon@bay-gemeindetag.de

www.bay-gemeindetag.de

Gerne können Sie uns auch direkt kontaktieren…

PV I Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München

Christian Schwander, Oliver Prells

Arnulfstr. 60 I 80335 München

+49 89 539 802-0

pvm@pv-muenchen.de

www.pv-muenchen.de
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Döring Spieß Rechtsanwälte

Dr. Gerhard Spieß

Montenstraße 3 | 80639 München

+49 89 1433239-0

spiess@doering-spiess.de

www.doering-spiess.de


